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Die Richter in Strassburg sollen Recht sprechen und 
nicht Politik machen  

Die FDP fordert ein Zusatzprotokoll, um eine zu ausgedehnte Auslegung der 
EMRK zu verhindern 

Für die FDP ist das Urteil des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte (EGMR) zu den 
Klimamassnahmen in der Schweiz stossend. Die FDP fordert den Bundesrat auf, zusammen mit den 
anderen Vertragsstaaten ein neues Zusatzprotokoll auszuhandeln, um den EGMR auf seine 
Kernaufgabe zurückzuführen. Zudem sollen die Kandidaten für das Amt des Schweizer Richters am 
EGMR künftig vom Parlament nominiert werden. Die FDP wird entsprechende Vorstösse einreichen. 

Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) hat in seinem jüngsten Urteil i.S. Klimaseniorinnen 
offensichtlich seine Kompetenzen überschritten und ein gefährliches Präjudiz geschaffen. 

Erstens hat er in seinem Urteil privaten Organisationen mit ideellen Zielen eine Verbandsbeschwerde 
zugestanden, welche die Menschenrechtskonvention (EMRK) explizit nicht kennt. Das ist ein Dammbruch.  

Zweitens hat der EGMR Art. 8 EMRK klimapolitisch kolossal uminterpretiert. Die Bestimmung, welche primär die 
Privatsphäre schützt, wurde im Umweltrecht bislang nur in eng definierten Konstellationen angewandt. Die EMRK 
kennt kein individuelles Recht auf Umweltschutz. Mit dieser Erweiterung des Anwendungsbereichs der EMRK hat 
der Gerichtshof ein neues Grundrecht geschaffen, das die Mitgliedstaaten nie gewollt haben. Mit diesem Urteil 
wenden die Richter nicht mehr die Konvention an, sondern treten an die Stelle der Staaten und deren Gesetzgeber, 
denen allein die Festlegung des Katalogs der geschützten Grundrechte obliegt.  

Darüber hinaus misst der EGMR die Schweiz an der Pariser Konvention, obschon er dafür explizit nicht zuständig 
ist. Dies ist so gewollt, da diese Konvention nur wenige rechtsverbindliche Vorschriften enthalten und definitiv 
kein Gericht kennt. Hinzu kommt, dass entsprechende umweltrechtliche Konventionsvorschläge im Europarat 
stets gescheitert sind. Die Richter des EGMR haben auch nicht die Aufgabe, den souveränen Willen der Staaten 
in diesem Bereich zu ersetzen. 

Es ist daher Zeit, dass die Vertragsstaaten dem Gericht klare Leitlinien erteilen und es auf seine Kernaufgabe 
zurückführen: Den Schutz des Einzelnen vor staatlichen Übergriffen, was ein urliberales Anliegen ist. In diesem 
Sinne fordert die FDP ein neues Zusatzprotokoll, das die EMRK stärkt, indem es den EGMR an seine Kernaufgabe 
bindet. Hingegen lehnt die FDP einen Austritt aus der EMRK ab, da sie – richtig angewandt – einen wertvollen 
Beitrag zum Schutz der Menschenrechte in Europa darstellt.  

Die FDP fordert zudem eine Änderung des Nominationsverfahrens. Künftig soll nicht mehr der Bundesrat, sondern 
das Parlament dafür zuständig sein. Damit würden die Schweizer Richter am EGMR national stärker legitimiert – 
ähnlich wie die von der Bundesversammlung gewählten Richter der eidgenössischen Gerichte. 


